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Amtliches

Verkündigungsblatt
_ für den Amtsbezirk Durlach ._

Rr. 61. Freitag de« 1 . September ISIS.

Anordnung.
(Vom 11 . August 1916.)

Speisefette betreffend .
Zum Vollzug der Bundesratsverordnung vom 20.

Juli 1916 über Speisefette (Reichs - Gesetzbl, S . 755
wird verordnet, was folgt :

ß 1 . Im Sinne der BundeSratSverordnung ist Lan-
deSzentralbehörbe das Ministerium des Innern , höhere
Verwaltungsbehörde der Landeskommiffär, zuständige
Behörde das Bezirksamt.

Kommunalverbände im Sinne der Bundesratsver »
ordrwng sind die Städte mit mindestens 10000 Ein¬
wohnern und im übrigen die Amtsbezirke.

Die den Gemeinden übertragenen Anordnungen er-
folgen durch den Stadtrat (Gemeinderat)

8 2. Die nach unseren Verordnungen vom 5 . No¬
vember 1915 und 11 . Mai 1916 , die Bersorgungs-
regrlung mit Butter betreffend (Gesetzes- und Ver-
ordnungsblatt 1915 Seite 297 und 1916 Seite 127)
errichtete „Badjsche Butterversorgung " ist Landesver-
trilungSstelle im Sinne der BundeSratSverordnung .

8 .
3 Die von Molke , eigenossenschaften hergestellten

Speisefette sind für die Badische Butterverforgung ,
die in den übrigen Molkereien hergestellten Speisefette
sind für den Kommunalverband , in dem die Molkerei
liegt , mit der Erzeugung beschlagnahmt.

8 4- Die Molkereigenossenschaften haben die von
ihnen hergestellten Speisefette an die von der Ba¬
dischen Butterveisorgung bezeichnet «» Stellen zu
liefern . In den Gemeinden, in welchen eine Molkerei-
genosfenfchast besteht , haben die Halter von Kühen ,
unbeschadet ihres eigenen Bedarfs , die in ihrem Be¬
trieb gewonnene Milch an die Molkereigenossenschaft
zu liefern . Die He»stellung von Butter ist in den
landwirtschaftlichen Betrieben, aus denen die Milch an
die Molkerei zu liefern ist, untersagt .

Eine Ausnahme von der LieserungSpflicht können
die Kommunalverbände gestatten ; eine solche ist ins¬
besondere dann zuzulassen , wenn die Milch als Frisch¬
milch au Verbraucher geliefert wird

8 5. Die nicht von Genossenschaften betriebenen
Molkereien haben die von ihnen hergestellten, zu Gun¬
sten de» KommunalverbandeSbeschlagnahmten Speise -
tktte an den vom Kommunalve.band für die Gemeinde
bestellten Aufkäufer abzugeben, soweit sie diese Speise-
>ktte nicht in der eigenen Wirtschaft benötigen.Die gleiche Verpflichtung liegt den sonstigen Halternvon Kühen ob , welche Butter Herstellen oder auS der
m ihren Betrieben hergestellten Butter Butterschmalzbereiten.

Eine Ausnahme ist nur anläßlich des Wochenmark¬tes unter den in § 11 dieser Verordnung bezeichneten
Bedingungen zugelassen .

8 6 Die Kommunalverbände haben für jede Ge-
meinde ihres Bezirks einen oder mehrere Aufkäufer
zu bestellen , welche ausfchließlich befugt sind, die in
der Gemeinde hergestellte Butter sowie daS von den
Buttererzeugern bereitete Butterschmalz von den Er¬
zeugern zu kaufen . Andern Personen ist der Erwerb
dieser Speisefette bei den Erzeugern verboten.

Als Aufkäufer dürfen nur solche Personen bestelltwerden , welche die erforderlicheZuverlässigkeitbesitzen.
Hierbei sind solche Personen zu bevorzugen, welchevor dem 1 . Mai 1916 in der Gemeinde Butter auf¬
zukaufen pflegten.

Ein Aufkäuser kann auch für mehrere Gemeinden
des Kommunalverbandes mit dem Auskauf betraut
werden .

Der Kommunalverband kann als Aufkäufer eine
landwirtschaftliche Bereinigung , welche zur lieber-
nähme der Tätigkeit geeignet und bereit ist, bestellen ,« finden sich in einer Gemeinde mehrere landwirt¬
schaftliche Bereinigungen dieser Art , so schlägt der« meinderat die mit dem Ankauf zu betrauende Ver¬
enigung vor.

lieber seine Bestellung ist dem Aufkäufer von dem
Kommunalverband ein Ausweis zu erteilen , welchen*r beim Aufkauf mit sich zu führen hat .

8 7 . Die bestellten Aufkäufer haben nach der Wei-
lung des Kommunaloerbandes diejenige Menge Butter
und Butterschmalz, welche zur Deckung deS zulässigen
V̂erbrauchs der versorgungsberechtigten Bevölkerungv«r Gemeinde erforderlich ist , an die vom Bürger -
wersteramt bezeichnet « Stelle mit tunlichster Beschleu¬
nigung abzuliefern. Diese Stelle kann eine von der
händl

'
kchs

eingerichtete Verkaufsstelle oder ein Klein -

.Aweit Butter und Butterschmalz in der Gemeinde
cht benötigt sind, hat sie der Aufkäufer an die vom
ommunalverband bezeichnet « Bezirkssammelstelleab-

vllTn Der Betrieb der BezirkSsammelstelle ist
Kommunalverband einer sachverständigen und

Mverlkssigen Persönlichkeit zu übertragen .

Sonder - Ausgabe .
8 8. Die bei- der BezirkSsammelstelle einlaufendenVorräte sind zunächst den Bedarfsgemeinden des

Kommunalverbandsbezirks zur Deckung ihres zulässi¬
gen Verbrauchs nach der grundsätzlichen Weisung de»
KommunalverbandeS zuzuleiten. Die überschüssige
Menge ist entsprechend der Weisung der Badischen
Butterversorgung einem Bedarfskommunalverband
oder einer sonstigen von ihr bezeichneten Stelle zu
übersenden. Die BezirkSsammelstelle « haben auf sach¬
gemäße und schnelle Versendung der Speisefette Be-
dacht zu nehmen. Sie haben üb. r die eingehendenund abgelieferten Vorräte Buch zu führen .

Die belieferten Bedarfsgemeinden und Bedarfskom-
munalverbände können die Speisefette entweder in ei-
genen Verkaufsstellen oder durch Kleinhändler an die
Verbraucher absetzen

Der hausierweise Vertrieb der Speisesette ist unter¬
sagt .

8 9 . Die Aufkäufer haben dem Kommunalverband
jeweils am Montag eine Aufstellung darüber einzu¬
senden , welche Menge Butter und Butterschmalz sie
in der vorvergangenen Woche aufgekauft und zu wel¬
chen Teilen sie diese Waren an die Abgabestelle der
Gemeinde und an die BezirkSsammelstelle abgeliefert
haben.

Der Leiter der BezirkSsammelstelle hat jeweils am
Montag dem Kommunalverband eine Ausstellung da¬
rüber vorzulegen , welche Mengen von Butter und
Butterschmalz ihm in der vorausgegangenen Woche
von den einzelnen Aufkäufern abgeliefert worden sind ,
welche Mengen er den Bedarfsgemeinden des Kom-
munalverbandSbezirks zugeleitet hat und welche Men-
gen entsprechend der Weisung der Badischen Butter¬
versorgung außerhalb des Kommunalverbandsbezirks
versandt wurden und an welche Stellen .

Der Kommunalverband hat jeweils am Mittwochder Badischen Butterversorgung unter Benützung des
von ihr aufgestellten Musters die Gesamtmengen der
von den Aufkäufern in der vorausgegangenen Woche
erworbenen Speisefette (Butter und Butterschmalz ),der hiervon an die Abgabestellen der Gemeinden und
an die Bezirkssammelstellen gelangten Bestände und
der durch die Bezirkssammelstellenerfolgten Lieferungan Bedarfsgemeinden des Bezirks und an die von der
Badischen Butterversorgung bezeichneten Stellen an¬
zuzeigen .

8 10. Die Badische Butterversorgung wird eine
regelmäßige Prüfung der Tätigkeit der BezirkSsam-
melstellen durch Beauftragte an Ort und Stelle vor¬
nehmen und sich über die Tätigkeit der Aufkäufer ver¬
lässigen .

Aufkäufer und Leiter von Bezirkssammelstellen,welche sich als ungeeignet erwiesen haben , sind vom
Kommunalverband durch andere geeignete Persönlich,
leiten zu ersetzen.

8 II . Der Verkauf von Butter und Butterschmalz
durch die Erzeuger oder deren Beauftragte ist anläß -
lich deS Wochenmarktes unter folgenden Bedingungen
gestattet :

1 . der Hersteller hat von dem Bürgermeisteramt
seines Wohnortes sich eine Bescheinigung darüber
ausstellen zu lassen, daß er eine bestimmte Menge
Butter oder Butterschmalz auf den in der Be-
scheinigung bezeichneten Wochenmarkt bringt ;

3 . die Gemeinde deS MarktorteS hat die Ware ab¬
zunehmen. Die Gemeinde kann hierfür den Ver¬
braucherpreis dann bezahlen , wenn sie beim
Weiterverkauf an die Verbraucher der Ware ohne
Zuschlag abzugeben bereit ist ;

3. die Gemeinde des Marktortes hat auf der Be¬
scheinigung des Bürgermeisteramts (Ziffer 1 ) zu
bestätigen, daß und welche Menge an Butter und
Butterschmalz an sie abgeliefert worden ist .

8 12. Für den Aufkauf von Butter und Butter¬
schmalz bei dem Erzeuger sowie den Verkauf an die
Verbraucher gelten die festgesetzten Höchstpreise .

Der Kommunalverband bestimmt die Preise, welcheder Aufkäufer bei der Ablieferung der Ware an die
Abgabestelle in der Gemeinde oder an die Sammel¬
stelle des Kommunalverbandsbezirks und der Inhaber
dieser Sammelstelle bei der Lieferung an die Bedarfs¬
gemeinden oder die von der Badischen Butterversor¬
gung bezeichneten Stellen frei seiner Bahnstation ein¬
schließlich Verpackung höchstens verlangen dürfen .
Diese Festsetzungen bedürfen der Genehmigung der
Badischen Butterversorgung .

8 13 . Die Abgabe von Speisefett im Großherzog¬
tum an die Verbraucher ist nur noch gegen Fettkarte
zulässig . Die Menge, welche auf die Fettkarte höch¬
stens abgegeben werden darf , wird jeweils vom Mi¬
nisterium des Innern im Staatsanzeiger bekannt ge-
geben .

Die Gemeinden können bei einer zeitweiligen Sto¬

ckung der Zufuhr bestimmen , daß auf die Fettkarte
vorübergehend eine geringe Menge abgegeben wird .

Die Fettkarte wird vom Kommunalverband aus
Antrag ausgegeben. Sie kann mit anderen Karten
verbunden werden. Die Uebertragung von Fettkarten
auf andere Personen , welche nicht dem gleichen Haus¬
halt angehören, und die unbefugte Benutzung der
Fett karte ist verboten.

Buttererzeuger oder Milchlieferer an Molkereien
erhalten keine Fettkarte , solange sie für sich und die
Angehörigen ihres Haushalts aus ihrem Betrieb oder
aus der Molkerei in dem zulässigen Verbrauch ent¬
sprechende Buttermenge beziehen .

8 14. In Gastwirtschaften, Schank- und Speise¬
wirtschaften, in Vereins- und ErsrischungSräumen so¬
wie in Fremdenheimen darf Butter nach 10 Uhr vor¬
mittag » nicht verabfolgt werden ; auch ist die Verab¬
folgung von Brot mit Butteraufstrich nach 10 Uhr
vormittags verboten.

8 15. Inhaber von Gastwirtschaften, Schank- und
Speisewirtschaften, von Vereins- und ErfrischungS-
räumcn , sowie von Betrieben , in welchen Speisefette
verarbeitet werden, können Speisefette nur auf Grund
von Fettbezugsscheinen erwerben. Die FettbezugS-
scheine haben nur Giltigkeit innerhalb deS Bezirks de-
sie ausstellenden KommunalverbandeS. Bei der Stel¬
lung des Antrages sind die im Betrieb vorhandenen
Vorräte an Speisefett anzugeben. Fettbezugsscheine
dürfen an Inhaber von Gast-, Scharck- und Speise¬
wirtschaften, Vereins- und Erfrischungsräumen sowie
von Bäckereien und Konditoreien nur in dem Umfange
ausgestellt werden, welcher einem Drittel des Durch¬
schnittsverbrauchs im Jahre 1915 entspricht. Hierbei
sind die Speisefettmengen in Anrechnung zu bringen ,
welche von den betreffenden Betrieben von außerhalb
des Großherzogtums bezogen werden. Eine Zunahme
des Fremdenverkehrs kann entsprechend berücksichtigt
werden.

Besondere Regelung haben die Kommunalverbände
wegen der Lieferung von Speisefett an die in ihrem
Bezirke befindlichen Anstalten, Krankenhäuser und La¬
zarette zu treffen.

8 16 . Die Fettkarten und die Fettbezugsscheine ge¬
währen keinen Anspruch auf den Bezug der entspre¬
chenden Menge Fett . Sie ziehen nur die oberste
Grenze, bis zu welcher die Erwerbung durch den In¬
haber der Fettkarte oder des Fettbezugsscheins zu¬
lässig ist.

8 17. Wenn in einer Gemeinde Butter zu verschie¬
denen Preisen zum Verkauf gelangt , ist die billigere
Butter vorzugsweise der minderbemittelten Bevölke¬
rung zuzuführen. Hierauf ist bei der Ausgabe der
Fettkarte bedacht zu nehmen.

8 18 - Die Beamten der Polizei und die von den
Bezirksämtern oder den Kommunalverbänden bestell¬
ten Sachverständigen sind befugt, in die Geschäfts¬
räume derjenigen Personen , welche gewerbsmäßig
Speisefett verabfolgen , jederzeit einzutreten , daselbst
Besichtigungen vorzunehmen und die Geschäftsbücher
sowie sonstige geschäftliche Aufzeichnungen einzusehen .

Die Unternehmer sowie die von ihnen bestelltenBe¬
triebsleiter und Aufsichtspersonen sind verpflichtet,den Beamten und den Sachverständigen Auskunftüber den Bezug und die Verabfolgung der von ihnen
feilgehaltenen Speisefette sowie über Art und Umfangdes Absatzes zu erteilen.

8 19 . Die Sachverständigen sind, vorbehaltlich der
dienstlichen Berichterstattung und der Anzeige von
Gesetzwidrigkeiten , verpflichtet, über die Einrichtungen
und Geschästsverhältnisse , welche durch die Aufsicht zu
ihrer Kenntnis kommen , Verschwiegenheit zu beobach¬
ten und sich der Mitteilung und Verbreitung der Ge-
schästsgeheimnisse zu enthalten . Sie sind hierauf zu
vereidigen.

ß 20 . In den Räumen , in denen Speisefett ge¬
werbsmäßig verabfolgt wird , ist von dem Unterneh¬
mer ein Abdruck dieser Verordnung aushängen .

8 21 . Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften
dieser Verordnung werden mit Gefängnis bis zu ei¬
nem Jahre und mit Geldstrafe bis zu zehntausend
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft .

8 22 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer
Verkündung in Kraft . Auf den gleichen Zeitpunkt
treten unsere Verordnungen vom 5 November 1915
und 11. Mai 1916 , Bersorgungsregelung mit Butter
betreffend ( Gesetzes- und Verordnungsblatt 1915 Seite
297 und 1916 Seite 127 ) , und vom 30. Dezember
1915 , den Verkehr mit Butter betreffend , in der Fas¬
sung vom 26 . Februar 1916 (Gesetzes- und Verord¬
nungsblatt 1915 Seite 380 und 1916 Seite 37 ) außer
Wirksamkeit .

Karlsruhe , den 11 . August 1916 .
Großherzogliches Ministerium des Innern .

von Bodman . 0r. Schühly.



Bekanntmachung über Hafer ans der
Crnte LSI« .

Vom 6 . Juli 1916.
I Beschlagnahme .

« 1
Der im Reiche angebaute Hafer wird mit der Trennung

vom Boden für den Kommunaloerband beschlagnahmt , in
dessen Bezirk er gewachsen ist . AIS Hafer im Smne dieser
Verordnung gelten auch Mengkorn und Mischfrucht, worin
sich Hafer befindet .

Die Beschlagnahine erstreckt sich auch auf den Halm,'
mit dem Ausdreschen wird das Stroh von der Beschlagnahme
frei .

^ ^
An den beschlagnahmten Vorräten ° dürfen Verände¬

rungen nur mit Zustimmung des Kommunalverbandes ,
für den sie beschlagnahmt smd , vorgenommen werden ,
soweit sich aus den 88 3 bis 6a nichts anderes ergibt . Das
gleiche gilt von rechtsgeschäftlichen Verfügungen über sie
und von Verfügungen , die im Wege der Zwangsvollstreckung
oder Arreslvollziehung ergeben .

'— erden öe .chiagnahriiic Vorräte m t Zustimmung des
ommunaloerbandcs oder nach 88 3 bis 6a in den Bezirk

eines anderen Komniuualverbandes gebracht , so tritt dieser
mit der Ankunft des Hafers in seinem Bezirke hinsichtlich der
Rechte aus der Beschlagnahme an die Stelle des bisherigen
Kommunalverbandes

Der Besitzer der zu versendenden Vorräte bat die Orts -
reränderung unter Angabe der Menge beiden Kommunal¬
verbenden binnen drei Tagen anzuzeigen

L er Besitzer beschlagnahmter Vorraie ist berechtigt und
verpflichtet , die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen
Handlungen vorzunehmen .

Er ist berechtigt und aus Verlangen der zuständigen
Behörde verpflichtet , auszudreschen . Die Landeszentral¬
behörden oder die von ihnen bestimmten Behörden können
über Zeit und Ort des Ausdreschens sowie über Anzeige
und Festsetzung des Druschergebnisfes Bestimmungen er¬
lassen.

Ter Besitzer von beschlagnahmtem Haser kann den
Hafer , sobald er ausgedroschen nt , dem Kommunalverbande ,
zu dessen Gunsten er beschlagnahmt ist, jederzeit zur Ver¬
fügung stellen . Der Kommunalverüand bat dafür zu sorgen,
daß er gemäß den Vorschriften dieser Verordnung binnen
drei Wochen abgenommdn wird .

Nimmt der Besitzer eine zur Erhaltung der Vorräte
erforderliche Handlung binnen einer ihm von der zuständigen
Behörde gesetzten Frist nicht vor , so kann die Behörde die
erforderlichen Arbeiten auf seine Kosten durch einen Tritten
vornehmen lassen. Ter Verpflichtete bat die Vornahme
auf seinem Grund und Boden sowie in seinen Wirtschafts -
räumen und mit den Mitteln seines Betriebs zu gestatten .

Das gleiche gilt , wenn der Besitzer den Hafer nicht binnen
einer ihm von der zuständigen Behörde gesetzten Frist nus -
drifcht .

tzrsreät sich ein landwirtschaftlicher Betrieb über die
Grenzen eines Konununalverbandes hinaus , so darf der
beschlagnahmte Hafer innerhalb dieses Betriebs von einem
Kommunalvcrband in den anderen gebracht werden . Mit
Ler Ankunft des Hasers in oem Bezirke des änderen Kom-
munaivcrbandcs tritt dieser hinsichtlich der Rechte aus der
Beschlagnahme an die Stelle des bisherigen Kommunnl -
rerbandeS .

Der Besitzer hat oie Orisündernna binnen drei Tagen
unter Angabe der Getreidearten und ihrer Mengen beiden
Kommt nalrczbänden anzuzeigen .

s < .

Zuiüüig und Veräußerungen an die Heeresverwaltungen ,
die Marincverwnltnng , die Zentralstelle zur Beschaffung
Ler Heeresverpflegung und an den Kommunalverband , kür
den der Hafer beschlagnahmt ist , sowie alle Veränderungen
und Verfügungen , die mit Zustimmung der Zentralstelle
ersclcen .

2rotz der Beschlagnahme dürfen ans ihren Vorräten :
a > Halter von Einhufern Hafer verfüttern , und zwar

sowohl an ihre Einhufer als an ihr übriges Vieh , Halter
von Zuchtbullen an diese mit Genehmigung der m -
fchnd ' gen Behörde Hafer verfüttern .

Der Reichskanzler bestimmt , welche Mengen die
Tierhalter durchschnittlich für den Tag verfüttern
dürfen . Bis zum Erlasse dieser Bestimmung darf nur
noch Maßgabe des 8 4 Abs . 3a der Verordnung vom
13 . Februar/3,1 . März 1918 «Reichs - Gesetzbl . S . 81
und S . 200» Hafer rerfüttert werden lbis ans weiteres
nach dem Durchschnitt von 3 Psd . für jeden Einhufer
auf den Tag berechnet ) :

b>» Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe . d >e ihnen
nach Bestimmung des Reichskanzlers zu belassenden
Hasermengen l8 10 Abs Lai ün eigenen Betriebe ver¬
füttern :

e ) Unternehmer landwirtichaülicher Betriebe das zur
Frühjahrsbestellung erforderliche Saatgut zur Saat
verwende » , und zwar anderthalb Doppelzentner auf
das Hektar . Die Landeszentralbehörden sind ermäch¬
tigt , die Saatgntmenge im Falle dringenden wirt¬
schaftlichen Bedürfnisses für einzelne Betriebe oder
ganze Bezirke bis aus zwei Doppelzentner , bei aus¬
gesprochener Gebirgslage bis auf zweieinhalb Doppel¬
zentner für das Hektar zu erhöhen, '

<t ) Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe Mischfrucht
als Grünfvtter verwenden oder aus der geernteten
Mischfrucht die Hülsenfrüchte aussondern . Die auS-
gesonderten Hütsenfrüchte unterliegen der Verordnung
über Hülsenfrüchte in der Fassung vom 29 . Juni 1916
«Reichs - Gesetzbl . S . 621 ) :

v) Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe Nahrungs¬
mittel zum Verzehr im eigenen Betriebe Herstellen
oder Herstellen lassen . Diese Herstellung darf nur auf
Grund von Mahlkarten erfolgen , die durch die zu¬
ständige Bebörde auszustellen sind »nd die zur Ver¬
arbeitung freigegebene Menge nngeben müssen . Die
Mühlen dürfen Haser nur gegen Aushändigung der
Mahlkarten zur Verarbeitung annehmen oder ver¬
arbeiten :

t » Unternebmcr landwirtschaftlicher Betriebe Hafer an
sowie Stellen liefern , die durch Erlaubnisscheine
<8 l - Abs . 8 » znm Anlauf entsprechender Mengen von
Hafer berechtigt sind .

8 6a .
Tie Veräußerung und der Erwerb von Hafer zu Saat¬

zwecken ist bis auf weiteres untersagt . Der Reichskanzler
lann das Verbot aufbeben und die näheren Bestimmungenüber de» Verkehr mit Hafer zu Saatzwecken erlassen

8 7
Die Beschlagnahme endet mit dem freihändigen Eigen¬tumserwerbe durch die Heeresverwaltungen , die Marine -

verwaltung , die Zentralstelle zur Beschaffung der Heeres¬
verpflegung , die von ihr bezeichneten Stellen oder den
Kominunatverband , für den beschlagnahmt ist , ferner mit
der Enteignung oder einer nach den Vorschriften dieser
Verordnung zugelassenen Verwendung , endlich für die nach
8 6 Abs . 2cl auSgesonderten Hülsenfrüchte mit der Aus¬
sonderung .

8 8 .
Über Streitigkeiten , die sich aus der Anwendung der

88 1 bis 7 ergeben , entscheidet die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig .

8 9 .
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe

bis zu zehntausend Mark wird bestraft :
1 . wer unbefugt beschlagnahmte Vorräte beiseiteschafft-

insbesondere aus dem Bezirke de? Kommunalverbandes -
für den sie beschlagnahmt sind , entfernt , sie beschädigt,
zerstört , verarbeitet , verarbeiten läßt , zur Verarbeitung
annimmt oder verbraucht :

2 . wer unbefugt beschlagnahmte Vorräte verkauft , kauft
oder ein anderes Veräußerungs - oder Erwerbsgeschäft
über sie abschließt:

3 . wer die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen Hand '
lungen pflichtwidrig unterläßt :

4 . wer als Saatbäfer erworbenen Hafer ohne Genehmi¬
gung der zuständigen Behörde zu anderen Zwecken
verwendet :

8 . wer Hafer zu Sacnzwecken verkauft oder kauft , wenn
er weiß oder den Umständen nach annehmen muß ,
daß er nicht zu Saatzwecken bestimmt ist :

6 . wer der Vorschrift im 8 6a oder den vom Reichskanzler
aus Grund des 8 6a erlassenen Bestimmungen zuwider¬
handelt :

7 . wer eine ihm nach 8 2 Abs . 3 und 8 3 obliegende Anzeige
nicht in der gesetzten Frist erstattet oder wissentlich
unvollständige oder unrichtige Angaben macht .

I I . Enteignung.
8 10 .

Erfolgt die Übereignung des beschlagnahmten Hafers
nicht freiwillig <8 6 Abs . 1 ) , so kann das Eigentum daran
durch Anordnung der zuständigen Behörde auf den Kom¬
munalverband übertragen werden , in dessen Bezirk er sich
befindet . Beantragt dieser die Übereignung an eine andere
Person , so ist das Eigentum auf letztere zu übertragen : sie
ist in der Anordnung zu bezeichnen.

Bei der Enteignung sind dem Besitzer zu belassen:
a ) für jeden Einhufer und für jeden Zuchtbullen ( 8 6

Abs . 2a > eine vom Reichskanzler zu bestimmende
Menge : dabei sind die Mengen anzurechnen , die seit
dem 13 . September 1916 verfüttert worden sind . Der
Reichskanzler kann bestimmen , daß , in welcher Menge
und nach welchem Maßstab dem Besitzer außerdem
Hafer belassen werden kann :

b> daS zur ,Frühjahrsbestellung erforderliche Saatgut
nach dem Mahstaü von 8 6 Abs . 2« :

v » der in seinem Betriebe gewachsene Saathafer , wenn
sich der Besitzer in den Jahren 1913 und 1914 mit dem
Verkaufe von Saathafer befaßt hat und dies in der
von der Reichsfuttermittelstelle bestimmten Weise
nachgewiesen bat , sowie anerkannter Saathafer . Die
bestimmungsmäßige Verwendung ist zu überwachen .

Der Gemeindevorstand ist verpflichtet , dafür zu sorgen,
daß das Saatgut aufbewahrt und zur Frühjahrsbestellung
wirklich verwendet wird .

8 10 a .
Erwerber von Hafer haben die Mengen , die sie nicht

zu dem Zwecke verwenden können , zu dem sie erworben
sind , auf Verlangen an den Kommunalverband , für den sie
beschlagnahmt sind , käuflich zu liefern . Die Vorschriften
in den 88 10 bis 14 finden entsprechende Anwendung

8 11 -
Die Anordnung , durch die enteignet wird , kann an

den einzelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezirkes
oder eines Teiles des Bezirkes gerichtet werden : im ersteren
Falle geht das Eigentum über , sobald die Anordnung dem
Besitzer zugeht , im letzteren Falle mit Ablauf des Tages
nach Ausgabe des amtlichen Blattes , in dem die Anordnung
amtlich veröffentlicht wird .

8 12 .
Ter ttbernahmevreis wird unter Berücksichtigung des

Höchstpreises für Hafer sowie der Güte und Verwertbarkeit
der Vorräte nach Anhörung von Sachverständigen von der
höheren Verwaltungsbehörde endgültig festgesetzt . Die be¬
stimmt darüber , wer die baren Auslagen des Verfahrens zu
trage » bat . ^ ^ . .. .

Weist der Besitzer nach , daß er znlassigerwcne Vvrrme
zu einem stöberen Preise als dem Höchstpreis erworben bat ,
so ist statt des Höchstpreises der Einstandspreis berück¬
sichtigen.



8 13 .
Ter Besitzer hat vorbehaltlich der Vorschrift im 8 3

Abs . 3 die Vorräte , die er freihändig übereignet hat oder die '
hei ihm enteignet sind , zu verwahren und pfleglich zu be¬
handeln , bis der Erwerber sie in seinen Gewahrsam über¬
nimmt . Dem Besitzer ist hierfür eine angemessene Ver¬
gütung zu gewähren , die von der höheren Verwaltungs¬
behörde endgültig festgesetzt wird .

8 14 .
über Streitigkeiten , die sich aus dem Enteignungsver -

fahren und aus der Verwahrungsvflicht <8 13 ) ergeben ,
entscheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde .

8 18 .
Wer den ihm als Saatgut zur Frühjahrsbestellung be¬

lassenen Hafer <8 10 Abs . 2 b ) oder den ihm belassenen Saat -
baser ( 8 10 Abs . 2 « ) ohne Genehmigung der zuständigen
Behörde zu anderen Zwecken verwendet , oder wer der Ver¬
pflichtung des 8 13, Vorräte zu verwahren und pfleglich zu
behandeln , zuwiderhandelt , wird mit Gefängnis bis zu
einen « Jahre oder mit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark
bestraft .

HI . Verbranchsregelung .
8 16 .

Die Kommunalverbünde haben innerhalb ihrer Bezirke
mit den ihnen gehörigen , ihnen übereigneten ( 8 10 ) oder
überwiesenen <8 17 ) Vorräten den erforderlichen Ausgleich
zwischen den Haltern von Einhufern oder Zuchtbullen und
Unternehmern landwirtschaftlicher Betriebe herbeizusühren ,
derart , das; diese Personen die nach 8 10 zu berechnenden
Mindestwengen für Fütterung und Aussaat erhalten . So¬
weit landwirtschaftliche Unternehmer nach 8 6 Abs . 2 k
Hafer veräußert haben , siebt ihnen ein Anspruch auf Zu¬
weisung von Hafer zu Fuiterzwecken im Wege des Aus¬
gleichs nicht zu .' Tie Kommunalverbände dürfen von den zum Aus¬
gleich bestimmten Mengen in besonderen Fällen unter ent -
wrcchender Kürzung der auf die Einhufer ooer Zuchtbullen
entfallenden Mengen auch an Besitzer von anderen Spann -
und Zuchttieren Hafer abgeben und einzelnen Einhufern
oder Zuchtbullen gröbere Mengen Hafer zuweisen .

8 17 .
.Tie Kvmürunalverbände haben , soweit die in ihren

Bezirken vorhandenen Vorräte für den im 8 16 vorgesehenen
A - - gleich nicht erforderlich sind < Überschubverbände) , auf
Er ordern der Reichsfuttermittelstelle den Überschuh der
Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresverpflegung inner¬
halb der von ihr bestimmten Fristen Kur Verfügung zu stellen.
Liefert ein Kommunalverband die festgesetzten Mengen
innerhalb der bestimmten Frist nicht oder nicht vollständig
ab , so kann die Zentralstelle zur Beschaffung der Heeres -
vervflegung die fehlenden Mengen in seinem Bezirke , nötigen¬
falls im Wege der Enteignung , erwerben .

Tie Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresverpfle -
gung deckt aus den ihr nach Abs . 1 zur Verfügung stehenden
Mengen den ihr nütgeteilten Bedarf :

1 . der Heeresverwaltungen und der Marineverwaltung ;
2 . derjenigen Kommunalverbände , in deren Bezirk sich

nicht die nötigen Mindestmengen an Hafer und Saat¬
gut befinden ( Zuschußverbände ) :

8 . der Nährnnttelfabriken , die Hafer verarbeite » , soweit
sie den Haler nicht freihändig gegen Bezugsschein
lausen .

Ter Reichskanzler kann nnordnen , dah Futterzulngen
für Bergwerks - und Gestütspferde sowie für Deckhengste
gcwährt und dah ausnahmsweise im Falle eines dringenden
Bedürfnisses

o ) Futterzulagen auch lür andere Pferde bewilligt ,
b ) wissenschaftlichen Anstalten und sonstigen Unterneh¬

mungen , die für ihre Zwecke Hafer nicht entbehren
können , Hafer überwiesen wird .

Tie Reichsfvttermittelstelle kann Hafer , der zur Ber -
fütterung an Pferde nicht geeignet ist, zur anderweiten Ver¬
wendung abgeben .

Tie Reichsfuttermittelstelle kann für den Ankauf des
Haferbedarfs der kontingentierten Betriebe <8 10 ) und zur
Beschaffung der im 8 17 Abs . 3 genannten Hafermenge
Erlaubnisscheine ausstellen , die zum freihändigen Ankauf
des Hafers berechtigen <8 6 Abs . 2 k) . Sie erläbt die näheren
Bestimmungen .

8 18 .
Ter Bedarf der Heeresverwaltungen und der Marine¬

verwaltung wird entsprechend den von diesen Verwaltungen
eingehenden Anmeldungen durch die Reichsfuttermittelstelle
bei den Kommunalverbänden angefordert .

Nötigenfalls ist die Reichsfuttermittelstelle befugt , von
Überschußverbänden mehr als deren Überschuß über den
Eigenbedarf sowie auch von Zuschubverbänden Hafer an -
rusordern , soweit sich Haservorräte im Bezirke dieser Ver¬
bände befinden , die der Enteignung unterliegen . Die ge¬
lieferten Mengen werden später aus Antrag dem liefernden
Verbände bis zur Höhe seines Mindestbedarfs zurückerstattet.

Tie Verbände haben auf Verlangen der Reichsfutter¬
mittelstelle dafür zu sorgen, daß der in ihrem Bezirke vor¬
handene Hafer ausgedroschen wird ( 8 3) .

8 19 .
Der Reichskanzler oder die von ihm bestimmte Stelle

setzt fest , welche Betriebe Hafer verarbeiten oder verarbeiten
lassen dürfen und in welcher Menge ( Kontingent ) . Die
Kontingente werden für die Zeit bis zum 30. September
1917 festgesetzt .

8 19a .
Die Beamten der Polizei und die von der Polizeibe¬

hörde beauftragten Sachverständigen sind . befugt , m die
Räume , in denen Hafer verarbeitet wird , jederzeit , in die
Räume , in denen Hafer oder Erzeugnisse aus Hafer auf -
bewahrt , feilgehalten oder verpackt werden , während der
Geschäftszeit einzutreten , daselbst Besichtigungen vorzu¬
nehmen , Gefchäftsnrrszeichnungen einzusehen und die vor¬
handenen Vorräte festzustellen.

Die Unternehmer von Betrieben , die Hafer verarbeiten ,
sowie die von ihnen bestellten Betriebsleiter und AnistchtS»
Personen haben der Reichsfnitermittelstelle auf Erfordern
Auskunft über die Betriebsverhültnisse zn geben . Sie sind
verpflichtet , den Beamten der Polizei und den Sachver¬
ständigen auf Erfordern über die vorhandenen und bereits
verarbeiteten Hafcrmengcn sowie deren Herkunft Auskunft
zu geben .

Die Sachverständigen sind , vorbehaltlich der dienstlichen
Berichterstattung und der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten,
verpflichtet , über die Einrichtungen und GeichüstSvcrbält-
nisse , welche durch die Aufsicht zu ihrer Kenntnis kommen,
Verschwiegenheit zu beobachten und sich der Mitteilung und
Verwertung der Geschäfts- oder ' Betriebsgeheimnisse zu
enthalten . Sie sind hierauf zu vereidigen .

8 19 d .
Mit Geldstrafe bis zu einhunderttünzig Mark oder mit

Hart wird bestraft :
1 . wer den Vorschriften des 8 19a zuwider den Eintritt

in die Räume , die Befichtigung oder die Einsicht in
die Geschäftsaufzeichnungen verweigert ;

2 . wer die in Gemäßheit des 8 19rr von ihm verlangte
Auskunft nicht erteilt oder wissentlich unvollständige
oder unrichtige Angaben macht.

8 20 .
Für die nach den 88 16 bis 19 gelieferten Mengen ist

der Einstandspreis zu vergüten . Als Einstandspreis gilt
der von dem Besitzer gezahlte Preis ( vgl . 8 12 ) zuzüglich
einer Entschädigung für Vermittlung und sonstige Unkosten,
die jedoch sechs Mark für die Tonne zuzüglich der durch
Zusammenstellung lleinerer Lieferungen zu Sammel¬
ladungen nachweislich entstandenen Vorfrachtkosten nicht
übersteigen dark . Alle übrigen Frachtkosten trägt der Emp¬
fänger .

Die Kvmmunalverbände dürfen in Fällen besonderen
Bedürfnisses mit Genekmigung der Reichsfuttermittelstelle
den Zuschlag bis auf neun Mark erhöhen .

Über Streitigkeiten , die sich aus der Lieferung von
Hafer zwischen der Zentralstelle zur Beschaffung der Heeres -
vervflcgung oder der Stelle , an die aus ihre Anweisung der
Hafer geliefert worden ist , und dem liefernden Kommunal -
verband ergeben , entscheidet ein Schiedsgericht . Das Nähere
hierüber bestimmt der Reichskanzler.

8 LI .
Die Kommuunlverbände haben auf Grund der Ernte -

slächenerbebung nach der Bundesratsverordnung von,
18. Mai 1916 ( Reichs - Gesetzbl . S . 383 ) und der Vorschätzun»
der Ernte nach der Verordnung , betreffend die Erntevor¬
schätzungen im Jahre 1916 ( Reichs- Gesetzbl . S . 847 ) bis
zum 1 . August 1916 der Reichssntternnttelstelle anzngeben »
wie groß die Haferernte ihres Bezirkes zu schätzen ist .

Sie sind ferner verpflichtet , der Reichssntternnttelstelle
aus Erfordern Auskunft zu geben über :

») die in ihrem Bezirke vorhandenen Haservorräte ,
b ) die Hafermengen , die in ihrem Bezirke zu Saatzweckei ,

in Anspruch genommen werden ,
o) die Zahl der Einhufer und Zuchtbullen ihres Bezirkes »
6 ) die Hafermengen , die aus ihrem Bezirk ausgesiibrt sind .

8 22 .
Über Streitigkeiten , die bei der Verbrauchsregelun »

(8 16) entstehen , entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde
endgültig .

8 23 .
Die Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht

auf Hafer , der aus dem Ausland eingeführt wird .
Für den aus dem Aus and eingeführten Hafer gilt die

Verordnung vom 11 . September 1918 <Reichs- Gefetzbk .
S . 860 ) in der Fassung vom 4 . März 1916 ( Reichs- Gefetzbk .
S . 147 ) .

Als Ausland im Sinne dieser Bestimmung gilt rücbi d «A
besetzte Gebiet . Hafer , der aus dem besetzten Gebiet ein¬
geführt wird , darf nur an die Heeresverwaltungen , dw
Marmeverwaltung und die Zentralstelle zur Beschaffnn «»
der Heeresverpflegung geliefert werden .



8 23 L .
Wer der Vorschrift im 8 23 Abi . 3 zuwiderhandell ,

wird mit Gefännnis bis zu sechs Monaten oder nnt Geld¬
strafe bis zu fünfzehnhundert Mark bestraft .

IV . Ausführungsbestimmungen
8 24.

Die Landeszentralbehörden erlassen die erforderlichen
Ausführungsbestimmungen . Sie bestimmen , wer als Ge¬
meindevorstand , als Kommunalverband , als zuständige
Behörde und als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne
dieser Verordnung anzusehen ist .

8 26 .
Wer den von den Landeszentralbehörden erlassenen

Ausführungsbestimmungen zuwiderhandelt , wird mit Ge»
sänanis bis »u sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
fünfzehnhundert Mark bestraft .

Verordnung.
(Vom 14 . August 1916.)

Hafer aus der Ernte ISIS betreffend.
Zum Vollzug der Bundesratsverordnung vom 6. Juli

1916 über Hafer aus der Ernte 1916 (Reichs-GesetzblattSeite 811 ) wird verordnet , was folgt :

8 i .
Im Sinne der Bundesratsverordnung ist Landes -

zentralbehörde das Ministerium des Inner » , höhere Ver -
ivaltungsbehöröe der Lanbeskommissär , zuständige Be¬
hörde im Sinne des 8 6 Absatz 2e das Bürgermeisteramtund im übrigen das Bezirksamt . Gemeindevorstand im
Sinne des 8 10 Absatz 3 ist der Bürgermeister (Ober¬
bürgermeister ) oder sein Stellvertreter .

Kommunalverbände im Sinne der Bun -esratsver -
orönung sind die Städte mit mindestens 10 MV Einwoh¬
nern und im übrigen Sie Amtsbezirke .

8 2.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün¬

dung in Kraft .
Karlsruhe , den 14 . August 1916.

Grobherzogliches Ministerium des Juuer «.
Der Ministerialdirektor :

Weingärtner .
Dr . Schühln .

Verordnung
über die Verarbeitung von Gemüse .

Pom 5 August 1916
Auf Grund der Verordnung über Kliegsmaßnahmen

zur Sicherung der Bslksernährung vom 22 . Mai 1916
ReichS-Gesetzbl. S . 401 ) wird verordnet :

8 1 Die Reichsstrlle für Gemüse und Obst kann
Bestimmungen über die gewerbsmäßige Verarbeitung
von Gemüse zu Gemüsekonserven , Sauerkraut und
Dörrgemüse erlassen .

Z 2 . Gemüsekonserven dürfen nur mit Genehmigung
der Gemüsekonserven - G . scllschast m. b . H in Braun -
schweig , Sauerkraut darf nur mit Genehmigung der
Kricgsgesellschaft sür Sauerkraut m . b . H in Berlin ,
Dörrgemüse dürfen nur mit Genehmigung der Kriegs-
gesellschait sür Dörrgemüse m b . H . rn Be. lin abge-
setzt werden.

8 3 Verträge über den Erwerb von Weißkohl zur
Herstellung von Sauerkraut dürfen nur mit Geneh¬
migung der Kricgsgesellschaft sür Sauerkraut , Ver¬
träge ü^ er den Erwerb von Weißkohl , Rotkohl, Wir¬
singkohl , Mohrrüben und Karotten zur Herstellung
von Drrrgemüse dürfen nur mit Genehmigung der
Kriegsgesellschast sür Dörrgemüie abgeschlossen werden.

Der Genehmigung bedarf es gleichfalls zur Er¬
füllung bereirs abgeschlossener Vertrüge . In solche
Verträge kann die Krregsges llschast als E Werber ein¬
tret n Der Einiriit e >folgt durch Erklärung gegen¬
über dem Veräußerer . Ter Veräußerer kann die Ge¬
sellschaft zur Abgabe einer Erklärung über den Ein¬
tritt unter Setzung einer Frist , die mindestens zehn
Tage betragen muß, auffordern Lehnt die Gesellschaft
den Eintritt ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb
der Frist , so grlt der Vertrag qls aufgehoben.

! lieber Streitigkeiten , die sich aus den Vorschriften
dcS vvrst h nden Absaxrs ergeben , entscheidet end-
gü .tig ein Schiedsgericht von drei Personen , von denen
eine durch die Gesellschast , die zweite durch den zur
Lieferung von Gemüse Verpflichteten, der Obmann
durch die Rcichkstelle für Gemüse und Obst ernannt
werden. DaS Nähere über das Verfahren bestimmt
die Reichsstelle für Gemüse und Obst

Der Reichskanzler kann die Vorschriften im Abs. 1
bis 3 sür andere Gcmüsearten für entsprechend an¬
wendbar erklären.

ß 4 Wer Gemüsekonserven , Sauerkraut oder Dörp -
gemüse herstellt oder absetzt , hat der Reichsstelle für
Gemüse und Obst und der zuständigen Kriegsgesell¬
schaft (8 2) auf Verlangen über dir Beschaffung der
Rohstoffe , über deren Verarbeitung und ükur den Ab¬
satz der Erzeugnisse Auskunft zu geben.

8 6 Die Kriegsgesellschasten (8 2) können den Her¬
stellern von Gemüsekonserven , Sauerkraut und Dörr -
gemüse , die mit ihrer Genehmigung Gemüse erwerben,
sowie Personen , die ihre Erzeugnisie mit ihrer Ge¬
nehmigung absetzen . Beiträge zur Deckung der Un¬
kosten der Gesellschaft aiüerlegcn.

8 6 . Die Kriegsgescll chasten (8 2) unterstehen der
Aussicht des Reichskanzlers. Sie sind insbesondere an
seine Anweisungen kezüglich der Regelung des Er-
Werkes von Gemüse und de - Absatzes der Erzeugnisie
sowie der Preise gebunden.

8 7 Tie Reichsstelle für Gemüse und Obst kann
Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung ,
zulasien.

8 8 . Die Vorschriften dieser Verordnung finden
auf Hersteller von Gemüsekonserven , deren Erzeugung
im Jahre nicht mehr als 50 Doppelzentner an Faö
bvhnen und an sonstigen Gemüsekonserven nicht mehr
als 5000 handelsübliche Normaldosen von 900 Kubik¬
zentimeter Inhalt beträgt , auf Hersteller von.
Sauerkraut , deren Erzeugung im Jahre nicht mehr
als 10 Doppelzentner beträgt , und auf Hersteller von
Dörrgemüse , die Dörrgemüse nur für den eigenen
Haushalt Herstellen , keine Anwendung.

8 9 . Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark oder mit einer
dieser Strafen wird bestraft :

1 . wer den auf Grund des 8 1 erlassenen Bestim¬
mungen der Reichsstelle für Gemüse und Obst
zuwiderhandclt ;

2 . wer entgegen der Vorschrift des 8 2 Gemüse¬
konserven , Sauerkraut oder Dörrgemüse ohne Ge¬
nehmigung der zuständige., Kriegsgesellschast ab¬
setzt ;

3 . wer entgegen der Vorschrift des 8 0 Gemüse er¬
wirbt ;

4 . wer eine nach ß 4 verlangte Auskunft nicht in
der gesetzten Frist erteilt oder wissentlich unvoll¬
ständige oder unrichtige Angaben macht.

8 10 Im Sinne dieser Verordnung gelten
1 . als Gemüsekonserven : Gemüsekonserven in luft¬

dicht verschlossenen Behältnissen, sowie Faßbohnen ^
2 als Dörrgemüse : künstlich getrocknetes Gemüse .
Halbfabrikate stehen den Erzeugnissen gleich.
Bei Streitigkeiten , ob ein Erzeugnis als Gemüse¬

konserve , Sauerkraut oder Dörrgemüse anzusehen ist,
entscheidet die Reichsstclle sür Gemüse und Obst end¬
gültig . Sie ist ferner befugt, die Begriffsbestimmungen
im Abs . 1 zu ergänzen.

8 11 - Tie Vorschrift im 8 2 dieser Verordnungtritt mit dem 15. August 1916 in Kraft . Im übrigentritt die Beiordnung mit dem Tage der Verkündungin Kraft . Die Verordnung über vorläufige Ma ^
nahmen zur Regelung des Verkehrs mit Gemüse und
Obst vom 25 . Juli 1916 (Reichs - Gesetzbl. S . 744) .
wird bezüglich des Gemüses aufgehoben

Berlin den 5 . August 1916
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

vr . Helsferich

Rande unter dem Pferdebestand des
Johann Jakob Bohmüller in Jöh -
liugen betr.

Unter dem Pserdebestand des Johann Jakob
Bohmüller in Jöhlingen ist die Räude aus¬
gebrochen

Sperrmaßregeln wurden angeordnet.
Durlach den 25 . August 1916 .

Großherzogliches Bezirksamt.

Durlach . Güterrechtsregistereintrag r
Baust Andreas . Obertelegraphenassistent in
Durlach , und Frieda geb . Bopp . Vertrag vom
6 . Mai 1915 , Gütertrennung. Amtsgericht .

Bekarirrtrrrachrmst .
Zur Fortführung des Vermessungsrverks und Lagerbuchs der Gemarkungen nachfolgender

Geneinden ist Taofahrt in den Räumen der betreffende» Grundbuchämter bestimmt und zwar für
1 . Berghause », Montag den 4 September d . Js . , vorm. V,9 Uhr .
2 Jöhlingen , Mittwoch den 6 . September d . Js , vorm . v,11 Uhr .

Die Grundeigentümer werden hiervon in Kenntnis gesetzt . Das Verzeichnis der seit der
letzten Fortführungstagsahrt eingetrctenen, dem Grundbuchamte bekannt gewordenen Veränderungen
im Grundeigentum lieg ! während I Woche vor der Tagfahrt zur Einsicht der Beteiligten in den
Räumen des Grundbuchamls aut .

Anträge der Grundeigentümer auf Anfertigung von Meßurkunden , Teilung von Grund¬
stücken , Grenzfeststellungen und Wiederherstellung schadhafter oder abhanden gekommener Grenz¬
marken werden in der Tagfahrt entgegen genommen .

Turlach den 28 August 1916 Grotzh . Berirksgeometer : Münz .
Druck und Verlag von Adolf Dups in Durlach.
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